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Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! 
 
Wir haben den Antrag auch als Einladung an die Landesregierung und an die 
Landtagsmehrheit verstanden, zu beweisen, dass sie für die Sache der Gerechtigkeit in 
unserem Land nicht nur Mundwerker von weltmeisterlichem Format, sondern auch 
politische Handwerker sind. Wir sollten das, was der Ministerpräsident sozial löblich 
auf seiner Brasilienreise vollbracht hat – beispielsweise die praktische Solidarität mit 
den dortigen Obdachlosen –, der Streichung der Mittel für die Obdachlosenberatung in 
Nordrhein-Westfalen gegenüberstellen. 
 
Wir sollten sein Interesse für das Projekt „Kinderdorf Rio“, eine katholische Einrichtung, 
die aus Oberhausen gesponsert wird, dem entgegensetzen, was die 
Arbeitslosenberatung der katholischen Kirche in Oberhausen zum selben 
Ministerpräsidenten und seiner Landesregierung sagt: Statt Geld kamen 
Sonntagsreden. Das hat nichts mit katholischer Soziallehre zu tun. – Das ist die 
Wirklichkeit in unserem Land. Wenn wir schon dabei sind, so etwas wie einen Dr.-
Rüttgers-TÜV zu reklamieren, lassen Sie mich klipp und klar sagen: Wir als 
Sozialdemokraten wissen, Johannes Rau war und bleibt moralische Instanz in unserem 
Land und darüber hinaus. Dr. Rüttgers ist bislang bloße Inszenierung in unserem Land 
und darüber hinaus. 
 
Diese Inszenierung zielt allerdings auch nach Berlin, getreu dem Motto: Koch ist der 
harte Hund, Wulff bleibt der ewige Schwiegermutterliebling – inszeniere ich mich als 
der Johannes Rau des 1. Jahrhunderts. – Anders ausgedrückt: Das ist in Wirklichkeit die 
Dr.-Rüttgers-Variante, an den Gitterstäben des Kanzleramts zu rütteln, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 
 
Die Einladung „Wenn für Lau, dann jau“ geht ganz konkret an Sie. Diese Maßnahmen 
kosten kein Geld, sondern nur guten politischen Willen und bedürfen sozialer 
Verantwortung in unserem Land. Man kann sich nicht nach dem ansonsten bei Ihnen 
üblichen Motto drücken: Wir reklamieren soziale Gerechtigkeit auf Bundesebene, 
tauchen aber weg, wenn es um landespolitische Verantwortung geht. 
 
Erstens. Sorgen Sie mit uns gemeinsam dadurch für ein Stück Bildungsgerechtigkeit, 
dass die Gemeinschaftsschule dort sofort genehmigt wird, wo es vor Ort eine Mehrheit 
gibt. Das kostet kein Geld, sondern nur guten Willen. 
 
Zweitens. Sorgen Sie für einen Privatisierungsschutz. Bekennen Sie, dass „Privat vor 
Staat“ falsch war. Privatisierungsschutz heißt, gleich beim Sparkassengesetz 
zuzustimmen, dass ein Satz ergänzt wird: Die Privatisierung von Sparkassen ist in 
Nordrhein-Westfalen verboten. Das ist ganz einfach und eine Perspektive, die Sie sofort 
mittragen können, Herr Ministerpräsident. 
 
Drittens. Beim Landespersonalvertretungsgesetz werden wir nie die Blamage, die 
Kollege Laumann und die Seinen vom CDA erleiden mussten, und ihre Körperhaltung 
vergessen, als die CDA-Mitglieder noch als Blümianer verschrien waren, nämlich: Köpfe 
runter, Hände hoch, Augen zu und durch. – Das ist keine St.-Martins-Haltung, Kollege 
Laumann. Sie geben Ihren St.-Martins-Mantel an der Garderobe ab und kneifen hier. 
Diese Politik dokumentiert keine Gradlinigkeit. 
 



Viertens. Bei der Gerechtigkeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer flötet Herr 
Stahl mit den Seinen: Wir brauchen einen Tarifbonus für Gewerkschaftsmitglieder. – 
Da bleibt selbst Lindner als Koalitionspartner die Spucke weg. In Wirklichkeit aber 
haben Sie das Tariftreuegesetz geopfert, positionieren Sie sich gegen Mindestlöhne 
und haben Sie die Arbeitslosenberatung kurz und klein gestrichen. 
 
Fünftens. Regionale Gerechtigkeit. Frau Thoben schafft neue Halden, nämlich Millionen 
und Milliarden Euro von Ziel--Mitteln. Bauen Sie endlich diese Halde ab, damit Sie in 
Kohlerückzugsgebieten initiativ werden können. Die brauchen Investitionen und tätige 
Hilfe und keine gut gemeinten Wettbewerbe, die an den Problemen vorbeigehen. Es ist 
und bleibt ein Skandal, dass  Millionen € auf Halde liegen und nur  Millionen € 
abgeflossen sind. Ein gemeinsames Flächenmanagement wäre besser. Deshalb sage ich 
noch einmal sehr ernsthaft: Wir laden Sie ein, hier konkret Ja oder Nein zu sagen. 
Verweisen Sie nicht wieder auf irgendwelche Erblastsünden, sondern stellen Sie sich 
hier und heute! Bekennen Sie Farbe, dass Sie es mit der sozialen Gerechtigkeit in 
unserem Land genauso ernst meinen, wie Sie es so gerne unverbindlich 
bundespolitisch fordern. 


